
Anlage zu Tagesordnungspunkt 5

der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung

am 25. April 2016



P r o t o k o l l des Magistrats der Stadt Kelsterbach
von der Sitzung am 19.04.2016, Beschluss-Nr. 208/2

Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl der Stadtverordnetenversammlung der
Stadt Kelsterbach am 06. März 2016 gem. § 26 Kommunalwahlgesetz (KWG)

Der Magistrat empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung, folgenden Beschluss zu
fassen:
„ 1. Die Stadtverordnetenversammlung nimmt zur Kenntnis, dass beim Wahlleiter

der Stadt Kelsterbach ein Einspruch gegen die Gültigkeit der Wahl der
Stadtverordnetenversammlung am 06.03.2016 eingereicht wurde.
Der diesbezügliche Aktenvermerk des Wahlleiters vom 13.04.2016 wird zur
Kenntnis genommen.

2. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den vorliegenden Einspruch vom
31.03.2016 als unbegründet zurückzuweisen.

3. Die Stadtverordnetenversammlung stellt folgendes endgültiges Wahlergebnis im
Wahlkreis Kelsterbach für die Wahl der Stadtverordnetenversammlung der
Stadt Kelsterbach am 06.03.2016 fest:

a) Zahl der Wahlberechtigten: 11.548
b) Zahl der Wählerinnen und Wähler: 5.200
c) Zahl der gültigen Stimmen: 149.937
d) Zahl der ungültigen Stimmzettel: 127

Die Zahlen der für die einzelnen Wahlvorschläge abgegebenen gültigen
Stimmen und die Zahl der Sitze, die den einzelnen Parteien und Wählergruppen
insgesamt zustehen, verteilen sich wie folgt:

Lfd.
Nr.

1.

2.

3.

4.

5.

6.

7.

Name der Partei oder
Wählergruppe

Christlich Demokratische
Union Deutschlands

Sozialdemokratische
Partei Deutschlands

Die Linke

Freie Demokratische
Partei

Wählerinitiative
Kelsterbach

Freie Wähler

Europäische Union
Kelsterbach

Kurz-
bezeichnung

CDU

SPD

Die Linke

FDP

WIK
f

FW

E.U.K.

Stimmen

26.672

59.171

6.223

2.834

30.845

5.671

2.344

Sitze

6

12

1

1

6

1

1



8. Liste unabhängiger
Bürger

LUB 16.177 3

4. Die Wahl der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kelsterbach am
06.03.2016 wird für gültig erklärt."

Kelsterbach, den 20.04.2016

Ausfertigung für:

HF-StvV.

Fü/die Richtigkeit:

Schriftführerin
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Absender:
Bruno Zecha

n*/ -t i% Stegstr. 20
(WeiKV 65451 Keisterbach

Gemeindewahlleiter

31.03.2016

Stadtverwaltung Kelsterbach
- Wahlleiter-

Rathaus
65451 Kelsterbach

Einspruch gegen die Wahl zur Stadtverordnetenversammlung am 06.03.2016

Sehr geehrte Damen und Herren,
sehr geehrter Herr Weikl,

die Unterzeichner erheben hiermit gemäß § 25 Kommunalwahlgesetz (KWG) Einspruch
gegen die Gültigkeit der Kommunalwahl vom 06.03.2016 in der Stadt Kelsterbach und rügen
die folgenden Verstöße gegen die Wahlgrundsätze des § 1 Absatz 1 KWG:

1. Nach Aussage des Bürgermeisters hat die Post im Vorfeld der Wahl eine größere Anzahl
von Wahlbenachrichtigungsscheinen nicht ordnungsgemäß zugestellt, sondern diese
vernichtet. Damit ist eine große Zahl von Wahlberechtigten nicht ordnungsgemäß über die
Durchführung der Kommunalwahl benachrichtigt worden.

2. Bei dem Versuch der Stadtverwaltung, diesen gravierenden Fehler der Post mit dem
Verteilen von Wahlbenachrichtigungsscheinen durch Boten der Verwaltung nachträglich
zu heilen, ist eine auf den Listen der SPD für die Stadtverordnetenversammlung
Kelsterbach und den Kreistag Groß-Gerau stehende Kandidatin, die nicht Mitarbeiterin
der Stadtverwaltung ist, eingesetzt worden. Damit hat die Stadtverwaltung ihre gesetzlich

( geforderte Neutralität einseitig zugunsten einer Partei verletzt.

3. Das veröffentlichte Wahlergebnis weist die gravierende Besonderheit auf, dass die
Liste LUB nach Auswertung der Listenstimmen (Trendergebnis) auf ein Ergebnis von
unter 2 % der abgegebenen Stimmen gekommen ist. Die Auszählung der Briefwahl ergab
dagegen für die Liste LUB ein Ergebnis von über 23 % der Briefwahlstimmen, was zu
einem Gesamtergebnis für die Liste LUB von 10,8 % geführt hat. Die Frankfurter Neue
Presse vom 12.03.2016 zitiert den Vorsitzenden der LUB - Herr Ayhan Isikli - mit
folgenden Worten: „Wir hatten eine Strategie,.'dbsß\möglichist viele unserer Wähler
Briefwahl beantragen. Damit konnten wir sichergehen; dass alle korrekt wählen und keine
Stimme verloren geht." Diese Aussage stützt die Befürchtung, dass die ungewöhnlich
hohe Zahl der Briefwahlstimmen für die Liste LUB unter Verstoß gegen das
Wahlgeheimnis zustande gekommen sein kann, wie sonst könnte die Liste LUB
„sichergehen, dass alle korrekt wählen"?

4. In einem Wahllokal ist zufällig die Urkundenfälschung hinsichtlich zweier
Briefwahlscheine entdeckt worden. Die Unterschriften auf den betroffenen
Briefwahldokumenten sind eindeutig nicht die Unterschriften der wahlberechtigten
Personen. Dies ist eindeutig ein Fall von Wahlbetrug und es besteht die Befürchtung,
dass es zu weiteren Urkundenfälschungen bei der Briefwahl gekommen sein kann.



5. Vor diesem Hintergrund fordern wir zur Ausräumung dieser konkreten Befürchtung
den Abgleich der Unterschriften auf allen Briefwahldokumenten mit den
Originalunterschriften der Wahlberechtigten, ggf. über einen Abgleich mit der jeweiligen
Unterschrift auf dem Personalausweis.

6. Angesichts der besonderen Auffälligkeiten bei der Briefwahl fordern wir außerdem
eine Überprüfung der Briefwahlunterlagen dahingehend, dass bei Abholung der
Unterlagen durch eine andere Person als den Wahlberechtigten nachgeprüft wird, ob alle
diese anderen Personen tatsächlich nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertreten haben.
Nur so kann ausgeschlossen werden, dass eine unzulässige Stimmensammlung durch
Einzelpersonen erfolgt ist. In diese Oberprüfung muss auch die Anforderung von
Briefwahlunterlagen über das Internet einbezogen werden.

7. Es wird bezweifelt, dass die bei der Anforderung von Briefwahlunterlagen über das
Internet von der Stadt bzw. dem beauftragten Dienstleister ecom21 alle erforderlichen
Identitätskontrollen und sonstige Kontrollen in allen Fällen vollständig eingehalten worden
sind. Dazu gehören insbesondere:

- die Prüfung der Plausibilität jeder Anforderung in Bezug auf Wahlnummer, Wahllokal
sowie korrektem privaten Datensatz;

- die Prüfung, ob von derselben IP-Adresse mehrere Anfragen mit verschiedenem
Mailabsender erfolgt sind;

- die Prüfung, dass von derselben IP-Adresse bzw. derselben Mailadresse nicht mehr
als 4 Anforderungen ausgelöst wurden, entsprechend der Beschränkung für die

" schriftliche Anforderung von Briefwahlunterlagen.
Es wird die vollständige Überprüfung dieser Punkte gefordert.

Die vorstehend aufgeführten Unregelmäßigkeiten führen dazu, dass das Recht der
Unterzeichner auf Durchführung einer freien, allgemeinen, geheimen, gleichen und
unmittelbaren Wahl gemäß § 1 Abs. 1 KWG verletzt worden ist. Die Unregelmäßigkeiten
haben auch alle das Wahlergebnis beeinflusst und es besteht eine nach der Lebenserfahrung
konkrete Möglichkeit, dass sie auf die Verteilung der Sitze von entscheidendem Einfluss
gewesen sein können (§ 26 Abs. 1 Nr. 2 KWG). Aus diesen Gründen wird die Wiederholung
der Kommunalwahl in der Stadt Kelsterbach gefordert.

Mit freundlichen Grüßen

Eleonore Wagner

Fasanenweg 1

65451 Kelsterbach

Bruno Zecha

Stegstr. 20

65451 Kelsterbach

Günther Jeschek

Am Hasenpfad 10

65451 Kelsterbach

Thorsten Riesner

Untergasse 31

65451 Kelsterbach

Anlage Unterschriften



A k t e n v e r m e r k

über den Einspruch von Herrn Bruno Zecha, Frau Eleonore Wagner, Herrn Günther
Jeschek und Herrn Thorsten Riesner (Beschwerdeführer) vom 31.03.2016 gegen die
Gültigkeit der Gemeindewahl am 06.03.2016 in Kelsterbach

Der vorliegende Einspruch ist zulässig, aber nach Einschätzung des Wahlleiters unbegründet.

1. Feststellung der Zulässigkeit

Der Einspruch ist zulässig, weil er fristgerecht und mit mehr als der notwendigen Anzahl von
Unterstützungsunterschriften beim Wahlleiter am 31.03.2016 eingereicht wurde.

Gem. § 25 Abs. 1 Kommunalwahlgesetz (KWG) kann jeder Wahlberechtigte gegen die
Gültigkeit der Wahl binnen einer Ausschlussfrist von zwei Wochen nach der öffentlichen
Bekanntmachung des Wahlergebnisses Einspruch erheben.
Der Einspruch eines Wahlberechtigten, der -nicht die Verletzung eigener Rechte geltend
macht, ist nur zulässig, wenn er durch die vorgeschriebene Anzahl von Wahlberechtigten
unterstützt wird.

Das Wahlergebnis der Gemeindewahl vom 06.03.2016 wurde am 18.03.2016 in „Kelsterbach
Aktuell" öffentlich bekanntgemacht. Folglich endete die Einspruchsfrist am 01.04.2016

Bei der Gemeindewahl 2016 waren 11.548 Personen in Kelsterbach wahlberechtigt. Insofern
benötigt der Einspruch eines Wahlberechtigten, der nicht die Verletzung eigener Rechte
geltend macht, die Unterstützung von mindestens 100 Wahlberechtigten (§ 25 Abs. 1 KWG).

Die Einspruchsführer reichten ihren Einspruch fristgerecht am 31.03.2016 persönlich in
schriftlicher Form beim Wahlleiter ein. Da die Einspruchsführer nicht die Verletzung eigener
Rechte geltend machten, benötigte der Einspruch die notwendige Anzahl von
Unterstützungsunterschriften. Mit der Abgabe des Einspruchs wurden insgesamt 297
Unterschriften von Wahlberechtigten vorgelegt, die den Einspruch unterstützt haben.
Insofern wurde das erforderliche Quorum erfüllt.

2. Prüfung der Begründetheit

Im Wege der Wahlprüfung wurden die im Einspruch vorgetragenen 7 Punkte überprüft.

Zu den einzelnen Punkten des Einspruchs wird wie folgt Stellung genommen:

1. Das Wahlamt der Stadt Kelsterbach hatte für das Erstellen und Versenden der
Wahlbenachrichtigungsschreiben für die Kommunalwahlen am 06.03.2016 (wie bei den
vorangegangenen Wahlen) das Kommunale Gebietsrechenzentrum Hessen - ekom21 -
beauftragt. Die Deutsche Post AG hat die zustellbaren Wahlbenachrichtigungen an die
Wahlberechtigten versendet. Nur die Wahlbenachrichtigungsschreiben, die nicht zugestellt
werden konnten (da kein Name am Briefkasten vorhanden oder Person verzogen etc.),
wurden aufgrund einer falschen Codierung im Adressfeld der Briefe nicht - wie sonst üblich
- an das Wahlamt zur Überprüfung zurückgegeben, sondern vernichtet. Diese „Panne"
betraf allerdings nicht nur die Stadt Kelsterbach, sondern alle Kommunen, die die ekom21
mit dieser Dienstleistung beauftragt hatten.
Da nun nicht mehr festgestellt werden konnte, welche wahlberechtigten Personen keine
Wahlbenachrichtigungsschreiben erhalten haben, wurde die Bürgerschaft mit einem Hinweis
in Kelsterbach Aktuell am 26.02.2016 auf diesen Verfahrensfehler aufmerksam gemacht und
mitgeteilt, dass alle Personen, die keine Wahlbenachrichtigung erhalten haben, aber
glauben, wahlberechtigt zu sein, eine Ersatz-Wahlbehachrichtigung entweder persönlich
oder schriftlich beim Wahlamt beantragen können.

Ferner ist festzustellen, dass dieser „Fehler" keinen Einfluss auf die Ausübung des
Wahlrechts hatte, da eine wahlberechtigte Person auch ohne Wahlbenachrichtigung von
ihrem Wahlrecht Gebrauch machen kann, sofern sie sich im Wahllokal ausweisen kann.
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2. Zu diesem Punkt liegt eine schriftliche Erklärung des Bürgermeisters vor, die in der
Sitzung des Wahlausschusses am 11.03.2016 verlesen wurde.

Die Zustellung der Wahlunterlagen erfolgte in der Woche vor der Wahl (29.02.-04.03.2016)
nicht mehr durch die Post, sondern durch eine städt. Amtsbotin. Dies war als Service für die
Bürger/innen gedacht, da aufgrund später Beantragung die Briefwahlunterlagen bei
vorangegangenen Wahlen teilweise nicht mehr rechtzeitig durch die Post zugestellt wurden.

Aufgrund der großen Nachfrage von Ersatz-Wahlbenachrichtigungen und dem Umstand,
dass gerade bei griechischen Haushalten das Problem besteht, dass Ehepaare nicht den
gleichen Nachnamen haben und auf den Briefkästen in der Regel nur ein Name steht, hat
sich die Vorsitzende des Ausländerbeirates, die selbst Griechin ist, angeboten, bei der
Zustellung der Ersatz-Wahlbenachrichtigungsschreiben für die griechischen
Wahlberechtigten zu helfen, damit die Schreiben ordnungsgemäß zugestellt werden
konnten. Von diesem Angebot wurde am 01.03.2016 nachmittags für ca. 3 Stunden
Gebrauch gemacht. Nach Aussage der AB-Vorsitzenden erfolgte dabei jedoch keine
Einflussnahme auf die Willensbildung der Wahlberechtigten.

3. Der dargestellte Sachverhalt ist korrekt dargestellt:

Die Liste LUB hat insgesamt 16.177 Stimmen erhalten,

- davon 403 Stimmen (=13 Wähler, darunter 4 Briefwähler) ausschließlich über Listenkreuz
(= 2,49 % der Gesamtstimmen);

- davon über Urnenwahl: 1.485 Stimmen (= 9,2 %) und über Briefwahl: 14.692 Stimmen
(= 90,8 %).

Insofern ist festzustellen, dass

1. über 90 % der LUB-Wähler ihre Stimme über die Briefwahl abgegeben haben und
2. über 97 % der LUB-Wähler von der Möglichkeit des „Kumulierens und Panaschierens"

Gebrauch gemacht haben.

Diese Feststellungen sind sicher ungewöhnlich und nicht repräsentativ für das restliche
„Wählerverhalten", jedoch fehlen konkrete Beweise für eine Wahlmanipulation.

Allein mit einer hohen Briefwahlbeteiligung lässt sich keine Wahlmanipulation belegen.

Herr Ayhan Isikli von der Liste LUB wurde vom Wahlleiter am 11.04.2016 bezüglich seiner
Aussage in der „Frankfurter Neuen Presse" vom 12.03.2016 befragt. Hierzu führte der
Befragte aus, dass die LUB-Kandidaten bei dieser Wahl sicher gehen wollten, dass ihre
Wählerschaft keine Stimmen „verschenkt", sondern neben der Vergabe von
Bewerberstimmen immer auch das Listenkreuz bei der LUB setzt. Diese „Strategie"
besprach er zunächst in mehreren Versammlungen mit den anderen 33 LUB-Kandidaten, die
dann als „Multiplikatoren" diese Information an die ca. 500 Wählerinnen und Wähler der
LUB-Liste weitergaben. Die Stimmenabgabe erfolgte hauptsächlich über die Briefwahl.

4. Der beschriebene Vorfall wurde vom Wahlvorstand bestätigt: Eine wahlberechtigte Frau
wollte am Wahlsonntag im Wahllokal wählen und der Wahlvorstand stellte fest, dass sie und
ihr Mann bereits Briefwahl beantragt hatten (Sperrvermerke im Wählerverzeichnis). Im
Wahlamt konnte sie glaubhaft versichern, dass weder sie noch ihr Mann Wahlscheine
beantragt hatten (Unterschriften nicht identisch). Für die Frau wurde ein neuer Wahlschein
ausgestellt, mit dem sie gewählt hat. Die beiden „manipulierten" Wahlscheine wurden für
ungültig erklärt und durch den Briefwahlvorstand gefunden und nicht zur Wahl zugelassen.
Dadurch wurde die Ergebnisermittlung nicht beeinträchtigt. Was bleibt, ist eine Anzeige der
Frau wegen Unterschrifts- bzw. Urkundenfälschung. Zur Zeit ermittelt diesbezüglich die
Staatsanwaltschaft Darmstadt.
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5. Obgleich es keine rechtliche Grundlage für die Forderung der Einspruchsführer gibt, die
Unterschriften der Briefwahldokumente mit den Originalunterschriften der Briefwähler/innen
abzugleichen, wurde eine stichprobenartige Überprüfung der Unterschriften auf den
Wahlscheinen mit vorhandenen Unterschriften im Bürgerbüro aufgrund
Wohnsitzanmeldungen bzw. Ausweisbeantragungen durchgeführt. Aus beiden
Briefwahlbezirken wurden jeweils 15 Wahlscheine (somit insgesamt 30 Wahlscheine)
überprüft. Im Briefwahlbezirk 1 gab es 5 Wahlscheine mit signifikanten Abweichungen der
Wahlscheinunterschrift von der Originalunterschrift, im Briefwahlbezirk 2 konnten 4 deutliche
Abweichungen festgestellt werden. Die betreffenden Personen haben alle die griechische
Staatsangehörigkeit (davon 2 Personen zusätzlich die deutsche Staatsangehörigkeit).

Von den 9 betreffenden Personen wurden 8 vom Wahlleiter zwecks Befragung vorgeladen,
1 Person konnte nicht mehr befragt werden, da sie gem. Meldeverzeichnis am 08.03.2016
nach Griechenland verzogen ist.

Bei den 8 Personen, die eine Vorladung erhielten, konnte folgendes festgestellt werden:

- 3 Personen, die sich jeweils als die betreffende Person ausgewiesen haben, versicherten,
dass sie persönlich den Wahlschein unterschrieben haben. Eine Person erklärte hierbei,
dass „sie täglich etwas anders unterschreibe". Die zweite Person erkannte auf dem
„Vergleichsdokument" (Anmeldung der Hauptwohnung) die Unterschrift ihres Ehemanns, der
bei dieser Anmeldung offensichtlich versehentlich in ihrem Namen unterschrieben hatte. Die
dritte Person gab den Hinweis, dass die Vergleichsunterschrift bereits 5 Jahre alt sei.

-1 Person hat sich krankheitsbedingt durch die Tochter vertreten lassen, die bestätigte, dass
ihr 85-jähriger Vater den Wahlschein in ihrem Beisein persönlich unterschrieben habe.

- 1 Person meldete sich telefonisch beim Wahlleiter und teilte mit, dass sie wegen einer
Verletzung am Fuß persönlich nicht erscheinen kann, aber fernmündlich in überzeugender
Weise versicherte, dass sie den Wahlschein persönlich unterschrieben habe.

- bei 2 Personen teilte der Vermieter mit, dass sich die betreffenden Personen zur Zeit im
Urlaub in Griechenland befinden würden, sie ihm gegenüber jedoch telefonisch bestätigt
haben, dass sie persönlich die Wahlscheine unterschrieben haben.

-1 Person hat sich nicht gemeldet und konnte auch nicht ausfindig gemacht werden.

Bei dem vorgenommenen Unterschriftenabgleich handelte es sich natürlich nur um eine
stichprobenartige Überprüfung, da es weder zeitlich noch organisatorisch zu bewerkstelligen
war, alle 1.941 Briefwähler/innen zu befragen bzw. deren Unterschriften abzugleichen.

Fraglich ist auch, ob eine Befragung aller Briefwähler/innen überhaupt zielführend wäre, da
diese nur auf freiwilliger Basis erfolgen könnte.

Obwohl es leider bei der Stichprobe nicht möglich war, alle 9 Personen, bei denen
Unterschriftenabweichungen festgestellt wurden, zu überprüfen, so haben sich bei den 7
Überprüfungen keine konkreten Hinweise bzw. Beweise für eine Unterschriftenfälschung
bzw. Wahlmanipulation ergeben. Vielmehr konnten die Abweichungen der Unterschriften
teilweise aufgeklärt werden. Anlass für weitere Befragung besteht daher nicht.

6. Von Seiten des Bürgerbüros wurde bei der Ausgabe der Briefwahlunterlagen stets darauf
geachtet, dass jede bevollmächtigte Person nur max. für 4 weitere Personen die
Briefwahlunterlagen erhält. Die Vollmachten wurden gesondert abgelegt und im Zuge der
Ausgabe von Briefwahlunterlagen an bevollmächtigte Personen ständig überprüft. Insofern
kann belegt werden, dass die Vorschrift des § 18 Abs. 5 KWO beachtet wurde.

Bei der Wahlscheinbeantragung per Internet (Dienstleistung über die ekom21) kann dies
nicht überprüft werden (siehe Anmerkungen zu Nr. 7).
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7. Bei der Beantragung des Wahlscheins über die Web-Schnittstelle der ekom21 müssen als
Pflichtfelder der Familienname, Vorname, Geburtsdatum, Straße und Hausnummer, PLZ und
Wohnort sowie zur eindeutigen Identifizierung des Wahlberechtigten die Nummer des
Wahlbezirks und die laufende Nummer im Wählerverzeichnis, die der Wahlberechtigte in der
Regel über die Wahlbenachrichtigung erhält, angegeben werden, damit der Antrag
erfolgreich ist („Plausibilitätsprüfung"). Hierbei ist die Anzahl der Versuche nicht begrenzt.
Eine weitere Identitätsprüfung der antragstellenden Person wäre nur über die elD-Funktion
des Personalausweises möglich, was gegenwärtig vom Gesetzgeber nicht gewollt ist.

Grundsätzlich ist es daher möglich, von einer IP-Adresse mehrere Anträge für die gleiche
oder für verschiedene Personen, beispielsweise innerhalb eines Haushalts, zu stellen. Eine
Mehrfachbeantragung für eine Person führt allerdings nicht zur Ausstellung weiterer
Wahlscheine, da der Sperrvermerk im elektronischen Wählerverzeichnis bei der Bearbeitung
des ersten gültigen Antrages gesetzt wird.

Die IP-Adresse des Antragstellers darf von der ekom21 nicht gespeichert werden (Stichwort:
„Vorratsdatenspeicherung"). Insofern ist die geforderte Überprüfung der IP-Adressen nicht
möglich.

§ 18 Abs. 5 KWO regelt die persönliche Abholung der Briefwahlunterlagen.
Demnach dürfen an einen anderen als den Wahlberechtigten persönlich Wahlschein und
Briefwahlunterlagen nur ausgehändigt werden, wenn die Berechtigung zur Empfangnahme
durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird. Von der Vollmacht kann nur
Gebrauch gemacht werden, .wenn die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier
Wahlberechtigte vertritt.
Diese Regelung der „persönlichen Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen" ist
auf die „Wahlscheinbeantragung per Internet" nicht übertragbar, da hier gemäß o.g.
Ausführungen die Kontrollmöglichkeiten fehlen und der Gesetzgeber bei der „online-
Beantragung" keine weiteren Kontrollmöglichkeiten vorgesehen hat.

Ferner ist es bei dem Wahlscheinantrag per Internet (wie auch bei der mündlichen und bei
jeder anderen schriftlichen Antragsform) möglich, die Zustellung der Briefwahlunterlagen an
eine abweichende Anschrift als die angegebene Wohnanschrift zu beantragen. Von dieser
Möglichkeit wurde allerdings bei der Gemeindewahl 2016 bei keiner Wahlscheinbeantragung
Gebrauch gemacht.

Zusammenfassendes Fazit:

Durch die erfolgte Wahlprüfung konnte der Wahlleiter keine Beweise für eine
Wahlmanipulation feststellen. Die formulierten Behauptungen der Einspruchsführer konnten
nicht durch konkrete Feststellungen von Tatsachen belegt werden.

Bei der in Punkt 4 des Einspruchs festgestellten Unregelmäßigkeit handelt es sich
offenkundig um eine strafbare Handlung, die jedoch das Wahlergebnis nicht beeinflusst hat.
Insofern liegt hier kein Fall des § 26 Abs. 1 Nr. 2 KWG vor, bei dem eine Wiederholung der
Wahl anzuordnen wäre. Das hieraus resultierende Verfahren der Staatsanwalt Darmstadt ist
noch nicht abgeschlossen, ob und wann hierzu ein Urteil ergeht, ist nicht bekannt. Zum
jetzigen Zeitpunkt ist von einem „Einzelfall" auszugehen, die „Befürchtung einer weiteren
Urkundenfälschung" ist rein spekulativ und unbewiesen.

Aufgrund obiger Ausführungen empfiehlt der Wahlleiter der Stadtverordneten-
versammlung, den Einspruch vom 31.03.2016 als unbegründet zurückzuweisen und die
Gemeindewahl am 06.03.2016 für gültig zu erklären.

Kelsterbach, den 13.04.2016

(Weikl)
Wahlleiter


